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Beschlussempfehlung  
 
Der Gesetzentwurf der Landesregierung - Drucksache 17/9060 - wird unverändert 
angenommen. 
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Bericht 
 
A Allgemeines  
 
Der Gesetzentwurf der Landesregierung, Drucksache 17/9060, wurde durch das Plenum am 
29. April 2020 zur alleinigen Beratung an den Haushalts- und Finanzausschuss (HFA) 
überwiesen.  
 
 
B Beratung  
 
Der Haushalts- und Finanzausschuss hat in seiner Sitzung am 30. April 2020 ein 
Beratungsverfahren festgelegt und die Durchführung einer Schriftlichen Anhörung 
beschlossen.  
 
Zur Sitzung des HFA am 18. Juni 2020 lagen folgende Stellungnahmen vor: 
 
Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenverbände  Stellungnahme 17/2732 
Professor Dr. Jens Südekum, Heinrich Heine Universität Düsseldorf Stellungnahme 17/2818 
Sozialwerk St. Georg, Gelsenkirchen Stellungnahme 17/2705 
 
Um weitere Stellungnahmen einbeziehen zu können, wurde einvernehmlich festgelegt, die 
abschließende Beratung zur Vorbereitung der 2. und 3. Lesung nicht am 18. Juni 2020 
durchzuführen, sondern erst in einer außerplanmäßigen Sitzung am 25. Juni 2020. 
 
Zur Sitzung des HFA am 25. Juni 2020 lagen folgende weitere Stellungnahmen vor: 
 
Krankenhausgesellschaft Nordrhein-Westfalen         Stellungnahme 17/2820 
Bund der Steuerzahler Nordrhein-Westfalen          Stellungnahme 17/2823 
Arbeitsgemeinschaft der Spitzenverbände  
der Freien Wohlfahrtspflege des Landes Nordrhein-Westfalen       Stellungnahme 17/2827 
Prof. Dr. Bettina Golombiewski;  
Hochschule für Polizei und öffentliche Verwaltung          Stellungnahme 17/2828 
Flughafen Köln-Bonn GmbH            Stellungnahme 17/2829 
Bundesverband Privater Anbieter Sozialer Dienste         Stellungnahme 17/2830 
 
Im Rahmen der Schriftlichen Anhörung wurde gemäß § 58 der Geschäftsordnung des 
Landtags den kommunalen Spitzenverbänden Gelegenheit zur Abgabe einer Stellungnahme 
gegeben. Hierzu wird auf die Stellungnahme 17/2732 verwiesen. 
 
Gelegenheit zur Auswertung der Schriftlichen Anhörung insgesamt bestand in der Sitzung des 
HFA am 25. Juni 2020 unmittelbar vor der Schlussberatung.  
 
In der Sitzung des HFA am 18. Juni 2020 lagen die im Anhang dargestellten Änderungsanträge 
der Fraktionen der SPD (3) und der AfD (1) zur Beratung und Abstimmung vor. Diese vier 
Änderungsanträge wurden mehrheitlich abgelehnt. Das Abstimmungsverhalten ergibt sich aus 
der Darstellung im Anhang. 
 
In der Sitzung des HFA am 25. Juni 2020 lagen die weiteren, ebenfalls im Anhang 
dargestellten Änderungsanträge der Fraktionen von CDU, SPD, FDP, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN sowie der AfD vor. Das Abstimmungsergebnis und das Abstimmungsverhalten der 
Fraktionen ergibt sich ebenfalls aus der Darstellung im Anhang.  
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Die beiden angenommenen Änderungsanträge der Fraktionen von CDU, SPD, FDP und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN betreffen den Einzelplan 20 und korrespondieren (Einrichtung 
eines neuen Titels 636 10 mit einem Ansatz von 5 Mio. EUR und die korrespondiere 
Reduzierung des Ansatz bei Titel 871 10 in gleicher Höhe). Veränderungen im 
Haushaltsvolumen erfolgen daher nicht. Der Haushalt bleibt in den Einnahmen und Ausgaben 
ausgeglichen. Eine Veränderung der gesetzlichen Anlagen erfolgt nicht. Der 
Veränderungsnachweis zum Einzelplan 20 ist insoweit verbindlich, als dieser die Annahme 
der beiden genannten Änderungsanträge zum Zahlenwerk wiedergibt.  
 
 
C Ergebnis 
 
Bereits in der Sitzung des HFA am 18. Juni 2020 hat der Vorsitzende protokollfest darauf 
hingewiesen, dass in Drucksache 17/9060 die ausdrückliche Nennung „Artikel 1“ fehlt. Diese 
Vervollständigung erfolge nur redaktionell. Der dem Landtag vorgelegte Gesetzentwurf 
enthielt diese Formulierung.  
 
In der abschließenden Abstimmung am 25. Juni 2020 hat der Haushalts- und 
Finanzausschuss den Gesetzentwurf der Landesregierung mit den Stimmen der Fraktionen 
von CDU, FDP und AfD bei Enthaltung der Fraktionen von SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN unverändert angenommen. 
 
Die im Veränderungsnachweis dargestellten Änderungen im Zahlenwerk wirken sich nicht auf 
den Gesetzestext selbst und nicht auf die gesetzlichen Anlagen aus. Es handelt sich um 
„Binnenanträge“ des Einzelplans 20.  
 
Der Haushalts- und Finanzausschuss hat in seiner Sitzung am 25. Juni 2020 darüber hinaus 
vorsorglich folgenden Bereinigungsbeschluss gefasst:  
 
„Der Minister der Finanzen wird ermächtigt, bei der Aufbereitung der Beschlüsse zum Haushalt 
offenbare Unstimmigkeiten im Zahlenwerk zu bereinigen und zum Ausgleich des Haushalts 
ggf. den Ansatz bei Kapitel 20 020 Titel 371 10 - Globale Mehreinnahmen zum Ausgleich der 
Schlusssummen des Haushaltsplans - zu verändern.“ 
 
 
 
Martin Börschel 
Vorsitzender 
 
 
 
 
 
Anhang: Änderungsanträge der Fraktionen von CDU, SPD, FDP  
  und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
  Änderungsanträge der Fraktion der Fraktion der SPD 
  Änderungsanträge der Fraktion der AfD  
 
 
Anlage: Veränderungsnachweis 
 



 

 

Änderungsantrag der Fraktionen zum Einzelplan 20 
zum 2. Nachtragshaushaltsgesetz 2020 

 

lfd. Nr. des 
Antrags 

Antrag der 
Fraktion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

1 AfD Kapitel 20 020 Allgemeine Bewilligungen 
Titel 359 00 Entnahme aus allgemeiner Rücklage 
 
Erhöhung des Baransatzes 
 
HH 2020 Ansatz lt. HH 2019 
von    611.930.000 Euro   150.000.000  Euro 
um     1.266.000.000 Euro 
auf     1.877.930.000 Euro 
 
Begründung: 
Angesichts der massiven Ausweitung der Neuverschuldung im Zuge der Corona-
Krise sollten alle Mittel aus der Allgemeinen Rücklage entnommen werden, um die 
Neuverschuldung wenigstens etwas einzugrenzen. Des Weiteren ist es 
verfassungsrechtlich zweifelhaft, ob überhaupt neue Kredite aufgenommen 
werden dürfen, wenn Rücklagen noch zur Verfügung stehen.  
 
 
Das Ministerium der Finanzen hatte in der Sitzung des HFA am 16.01.2020 
mitgeteilt, dass in der allgemeinen Rücklage 1,266 Mrd. Euro geparkt seien, die 
noch nicht für den Haushalt 2020 als Einnahme veranschlagt sind. 
 

abgelehnt 
(HFA 18.06.2020) 
 
CDU nein 
SPD nein 
FDP nein 
GRÜNE nein 
AfD ja 
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Änderungsantrag der Fraktionen zum Einzelplan 20 
zum 2. Nachtragshaushaltsgesetz 2020 

 

lfd. Nr. des 
Antrags 

Antrag der 
Fraktion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

2 SPD Kapitel 20 020 Allgemeine Bewilligungen 
Titel 359 00 Entnahme aus allgemeiner Rücklage 
 
Erhöhung des Baransatzes 
 
HH 2020 Ansatz lt. HH 2019 
von    516.000.000 Euro   150.000.000  Euro 
um     105.433.800 Euro 
auf     621.433.800 Euro 
 
Begründung: 
Zur Gegenfinanzierung der Aufstockung des Landesanteils wird ein Teil aus der 
noch bestehenden Rücklage entnommen. 
 
 

abgelehnt 
(HFA 18.06.2020) 
 
CDU nein 
SPD ja 
FDP nein 
GRÜNE ja 
AfD ja 
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Änderungsantrag der Fraktionen zum Einzelplan 05 
zum 2. Nachtragshaushaltsgesetz 2020 

 

lfd. Nr. des 
Antrags 

Antrag der 
Fraktion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

3 SPD Kapitel 05 300 Schule gemeinsam  
Titel 231 20 Zuweisungen des Bundes für den DigitalPakt Schule 
 
Erhöhung des Baransatzes  
 
HH 2020 Ansatz lt. HH 2019 
von 210.867.600 Euro - 
um 105.433.800 Euro 
auf 316.301.400 Euro 
 
Begründung: 
Der Bund hat Mitte Mai den Digitalpakt Schule einmalig um 500 Mio. € 
deutschlandweit aufgestockt, auf NRW entfällt damit ein Anteil von rund 105 Mio. 
€, die entsprechend zu etatisieren sind.  

  

abgelehnt 
(HFA 18.06.2020) 
 
CDU nein 
SPD ja 
FDP nein 
GRÜNE ja 
AfD ja 
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Änderungsantrag der Fraktionen zum Einzelplan 05 
zum 2. Nachtragshaushaltsgesetz 2020 

 

lfd. Nr. des 
Antrags 

Antrag der 
Fraktion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

4 SPD Kapitel 05 300 Schule gemeinsam  
Titelgruppe 68            DigitalPakt Schule 
Titel 633 68 Zuweisungen an Gemeinden und Gemeindeverbände 
 
Erhöhung des Baransatzes  
 
HH 2020 Ansatz lt. HH 2019 
von 210.867.600 Euro - 
um 210.867.600 Euro 
auf 421.735.200 Euro 
 
Begründung: 
Der Bund hat Mitte Mai den Digitalpakt Schule einmalig um 500 Mio. € 
deutschlandweit aufgestockt, um die Schülerinnen und Schüler mit digitalen 
Endgeräten auszustatten. Davon profitiert NRW mit rund 105 Mio. €. 
 
Als starkes Signal sollte das Land diesen Betrag mit eigenen Mittel um diesen 
Betrag aufstocken, um den Schulen vor Ort finanzielle Mittel in die Hand zu geben, 
digitale Endgeräte für alle Schülerinnen und Schüler bereitzustellen.  
 
Die Verteilung dieser zusätzlichen Mittel auf die Städte und Gemeinden erfolgt 
nach dem Schlüssel 50% SchülerInnenanzahl sowie 50% GFG Anteil.  

 

abgelehnt 
(HFA 18.06.2020) 
 
CDU nein 
SPD ja 
FDP nein 
GRÜNE ja 
AfD ja 
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Änderungsantrag der Fraktionen zum Einzelplan 20 
zum 2. Nachtragshaushaltsgesetz 2020 

 

lfd. Nr. des 
Antrags 

Antrag der 
Fraktion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

5 SPD Kapitel 20 020 Allgemeine Bewilligungen 
Titel 359 00 Entnahme aus allgemeiner Rücklage 
 
Erhöhung des Baransatzes 
 
HH 2020 Ansatz lt. HH 2019 
von    516.000.000 Euro   150.000.000  Euro 
um       30.000.000 Euro 
auf     546.000.000 Euro 
 
Begründung: 
Zur Gegenfinanzierung der Aufstockung des Sportstättenprogramms wird ein Teil 
aus der noch bestehenden Rücklage entnommen. 
 
 

abgelehnt  
(HFA 25.06.2020) 
 
CDU nein 
SPD ja 
FDP nein 
GRÜNE ja 
AfD ja 
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Änderungsantrag der Fraktionen zum Einzelplan 20 
zum 2. Nachtragshaushaltsgesetz 2020 

 

lfd. Nr. des 
Antrags 

Antrag der 
Fraktion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

6 AfD Kapitel 20 020 Allgemeine Bewilligungen 
 

Neuer Titel 
Titel 462 40 Minderausgaben für Personalausgaben in den 

Ministeriumskapitel aller Einzelpläne 
 

Haushaltsvermerk:  
Die Minderausgabe ist in den Kapitel, 02 010, 03 010, 04 010, 05 010, 06 010, 07 
010, 08 010, 09 010, 10 010, 11 010, 12 010, 14 010  
 
Reduzierung des Baransatzes 
 
HH 2020 Ansatz lt. HH 2019 
von - Euro - Euro 
um -20.000.000 Euro 
auf -20.000.000 Euro 
 
Begründung: 
 
Die Landesregierung hat seit ihrem Amtsantritt bis zum Jahr 2019 532 neue 
Stellen in der Ministerialverwaltung geschaffen (Drs. 17/3518). Das entspricht 
einem mittelgroßen Ministerium. Davon waren allein 278 Stellen im höheren 
Dienst (A13 EA aufwärts).  
 
Aktuell sind 453,12 Stellen in der Ministerialverwaltung unbesetzt (Drs. 17/3518). 
Das heißt ein mittelgroßes Ministerium ist unbesetzt. Die Ministerien scheinen aber 
trotzdem, den politischen Willen der herrschende Mehrheit umsetzen zu können. 

abgelehnt 
(HFA 25.06.2020) 
 
CDU nein 
SPD nein 
FDP nein 
GRÜNE nein  
AfD ja 
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Angesichts der größten Wirtschaftskrise aller Zeiten im Zuge der Corona-Krise und 
massiv wegbrechenden Steuereinnahmen müssen alle Aufgaben auf ihre 
Sinnhaftigkeit geprüft werden. Deshalb müssen jetzt in allen Staatsbereichen 
Effizienzpotenziale gesucht werden. Nur so werden sich die immensen Kosten zur 
Bewältigung der Corona-Krise überhaupt langfristig tragen lassen. Es geht hier aber 
auch um eine symbolische Geste angesichts von über 7 Mio. Kurzarbeitern. 
Außerdem werden in naher Zukunft viele Menschen ihren Arbeitsplatz komplett 
verlieren und Unternehmer aufgrund von Insolvenzen vor dem persönlichen Ruin 
stehen.  
 
Viele Bürger in NRW müssen daher aktuell den Gürtel enger schnallen. Allein 
deshalb ist schon ein Halt des Aufbaus von Personal in den Ministerien zwingend 
geboten. 
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Änderungsanträge der Fraktionen zum Einzelplan 20 
im Haushalts- und Finanzausschuss 

zum 2. Nachtragshaushaltsgesetz 2020 
 

 

  
 

Lfd. Nr. 
des 

Antrags 

Antrag-
steller 

(Fraktion/
en) 

Antrag 
(eventuell Begründung) 

Abstimmungs-
ergebnis 

 

7 CDU 
SPD 
FDP 
GRÜNE 

Kapitel 20 020 Allgemeine Bewilligungen  
 
Einrichtung eines neuen Titels 636 10 mit der Zweckbestimmung: 
Zuweisung an die Unfallkasse Nordrhein-Westfalen für die Gewährung von 
Unterstützungs- und Anerkennungsleistungen für die Opfer der Loveparade 2010 in 
Duisburg 
 

Ansatz: 5.000.000 Euro 
 
 
Begründung: 
 
Zur Unterstützung und als Zeichen der Anerkennung einer objektiven Verantwortung auch 
staatlicher Stellen sollen die Opfer und die Hinterbliebenen der Todesopfer über die bereits 
unmittelbar nach der Loveparade-Katastrophe geleisteten Soforthilfen hinaus nochmals eine 
einmalige Geldleistung erhalten.  
 

einstimmig 
angenommen 
(HFA 25.06.2020) 
 
CDU  ja 
SPD  ja 
FDP  ja 
GRÜNE ja 
AfD  ja 
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Änderungsanträge der Fraktionen zum Einzelplan 20 

im Haushalts- und Finanzausschuss 
zum 2. Nachtragshaushaltsgesetz 2020 

 
 

  
 

Lfd. Nr. 
des 

Antrags 

Antrag-
steller 

(Fraktion/
en) 

Antrag 
(eventuell Begründung) 

Abstimmungs-
ergebnis 

 

8 CDU 
SPD 
FDP 
GRÜNE 

Kapitel 20 610 Kapitalvermögen 
Titel 871 10 Für die Inanspruchnahme aus Bürgschaftsverträgen und 

Gewährleistungsverpflichtungen  
 
 
 
Reduzierung des Ansatzes 
 

2020 Ansatz lt. HH 2019 
 
von 
um 
auf 

 
20.000.000 Euro 
5.000.000 Euro 

15.000.000 Euro 

   
25.000.000 Euro 

 

 
Begründung: 
 
Die Absenkung erfolgt zur Deckung des Änderungsantrags zu Kapitel 20 020 Titel 636 10.  
 

einstimmig 
angenommen 
(HFA 25.06.2020) 
 
CDU  ja 
SPD  ja 
FDP  ja 
GRÜNE ja 
AfD  ja 
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Änderungsantrag der Fraktionen zum Einzelplan 05 
zum 2. Nachtragshaushaltsgesetz 2020 

 

lfd. Nr. des 
Antrags 

Antrag der 
Fraktion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

9 SPD Kapitel 02 080 Förderung des Sports  
Titelgruppe 61            Landesprogramm „Moderne Sportstätten 2022“ 
Titel 893 61 Zuschüsse für Investitionen an Sonstige im Inland  
 
Erhöhung des Baransatzes  
 
HH 2020 Ansatz lt. HH 2019 
von 76.000.000 Euro - 
um 30.000.000 Euro 
auf 106.000.000 Euro 
 
Senkung des VE um 30.000.000 € 
 
Begründung: 
Im letzten Sportausschuss wurde deutlich, dass der Topf für 2020 bereits 
nahezu ausgeschöpft sei, aber noch weitere Anträge vorliegen, die positiv 
beschieden werden könnten, aber nicht mehr zum Zuge kämen.  
 
Der Topf in diesem Jahr um soll die für 2022 geplanten 30.000.000€ 
aufgestockt werden, damit das Geld in der aktuell angespannten 
wirtschaftlichen Situation schnell wieder zum Ankurbeln der Konjunktur 
beiträgt.  
Das Gesamtvolumen des Landesprogramms „Moderne Sportstätten 2022“ 
in Höhe von 300 Millionen Euro bleibt unverändert. 

abgelehnt 
(HFA 25.06.2020) 
 
CDU nein 
SPD ja 
FDP nein 
GRÜNE ja  
AfD ja 

 
 









Gesamteinnahmen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 68 896 478 700 — 68 896 478 700

Gesamtausgaben . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 16 432 229 200 — 16 432 229 200

Verpflichtungsermächtigungen . . . . . . . . . . . . . . . . . . 245 000 000 — 245 000 000


